t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7106265/2019

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Isolde Zellinger in der Beschwerdesache
rERkBfrxE *EXBf-Adr***, vertreten durch Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwalte
GmbH, SterneckstralRe 35, 5020 Salzburg, Gber die Beschwerde vom 10. Oktober 2019 gegen
den Bescheid des Finanzamtes fiir Geblhren, Verkehrsteuern und Gliicksspiel vom

12. September 2019 betreffend Geblihren 2019, ***ErfNr***, ***StNr*** uRecht erkannt:

Der Beschwerde wird teilweise dahingehend stattgegeben, dass die Bemessungsgrundlage
31.271,20 € und die Geblihr 312,71 € betragt.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Sachverhalt und Verfahrensgang

Bestandvertrag 1997

Die ***C*** GmbH (nunmehr ***Bf*** Bestandgeberin, =BG) war Leasingnehmerin der
Liegenschaft EZ XY.

Mit Bestandvertrag vom 9.6.1997 hat diese auf unbestimmte Zeit, jedoch mit einseitigem
Kindigungsverzicht fiir 18 Jahre, zum Zwecke der Errichtung und Betreibung einer
WaschstraRe eine Teilfliche von 1.000 m? an die ***A*** GmbH, Bestandnehmerin, =BN,
vermietet.

Im Bestandvertrag finden sich folgende entscheidungsrelevante Regelungen:

Punkt IV.:

Die BG, hat nach Vertragsende das Entscheidungsrecht, ob die ober- und unterirdischen Bauten
zum Zeitwert in ihr Eigentum ilibergehen, mit Ausnahme der Fahrnisse und firmenspezifischen
Werbehinweise oder ob die erbrachten Investitionen zur Génze oder teilweise durch die BN zu
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entfernen und der ehemalige Zustand wiederherzustellen ist.

Festgehalten wird, daf$ das in Bestand genommene Grundstiick bei Vertragsabschluf3 eine
unbebaute unbefestigte eingeebnete Beschaffenheit aufweist.

Punkt VII.:

Grundstlickslasten werden von der BN anteilig (nach der GroRe der Bestandflache) getragen.
Betriebskosten, welche aus dem Betrieb der Waschanlage anfallen, namlich Kanalbenutzungs-,
Entwasserungs-, Strom-, Wasser-, Telefon-, Millabfuhr-, StraRenreinigungs-, Rauchfangkehrer-
und dhnliche Gebihren tragt die BN zur Ganze.

Die BN hat zudem folgende Kosten zu tragen: zB Gesamtkosten fiir die Errichtung der
Waschanlage, Kosten fiir die Errichtung der Staubsaugerplatze inkl. der Verlegung der
Stromzufuhrkabel, Kosten der Asphaltierung, 50 % der Kanalgrabungskosten, 70 % aller
Anschlusskosten wie Strom, Wasser, Kanal.

Punkt VIII.:

Die BN rdumt der BG fiir den Fall der VerdufSerung der WaschstrafSenbetriebsanlage ein
Vorkaufsrecht ein.

Zusatzvereinbarung 2015

Nach Beendigung des Kiindigungsverzichts der ***Bf*** nunmehrige Beschwerdefihrerin, =
Bf., haben die Vertragsparteien - nachdem sie feststellen, dass die Bf. die vermietete
Liegenschaft EZ XY per 31.1.2016 kaufen wird - die folgende Zusatzvereinbarung vom
7.12.2015 zum Bestandvertrag vom 9.6.1997 abgeschlossen:

Zwischen BG und BN wird Folgendes vereinbart:

1. Ab 1. Februar 2016 betrdgt der neue Bestandzins € 2.250,- (Euro
zweitausendfiinfhundert) zzgl. USt. in gesetzlicher Héhe.

2. Die BG verzichtet auf ihr Recht zur ordentlichen Kiindigung des Bestandvertrages fiir
weitere 15 Jahre, d.h. bis zum 31. Jdnner 2031.

3. Weiters wird die BN bis 31.12.2016 zur Verbesserung der Attraktivitiit des Standortes
Investitionen in der Héhe von € 300.000,- téitigen.

Alle anderen Punkte des o.a. Bestandvertrages bleiben unveréindert.

Erstinstanzliches Verfahren

Anlasslich einer abgabenbehordlichen Priifung beim Selbstberechner, ***ABNr***, hat das
Finanzamt flr Geblihren Verkehrsteuern und Gliicksspiel (GVG) festgestellt, dass fir obige
Zusatzvereinbarung eine Selbstberechnung der Bestandvertragsgebihr nicht erfolgt ist.

Mit Festsetzungsbescheid gemafl § 201 BAO vom 12.9.2019 hat das GVG daher die Gebihr
gemalk § 33 TP 5 Abs. 1 Z 1 GebG in Hohe von 3.312,71 € erstmalig festgesetzt, wobei es fiir die
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Bemessung den Differenzbetrag zwischen Bestandzins It. Bestandvertrag vom 9.6.1997 und

Bestandzins It. Zusatzvereinbarung und die vereinbarte Einmalzahlung herangezogen hat.

Differenz Bestandzins (inkl. USt) 868,64 €
X 36 (Vertragsdauer in Monaten) 31.271,20 €
Einmaliger Investitionsbeitrag 300.000,00 €
Bemessungsgrundlage 331.271,20€
1 % Gebuhr 3.312,71 €

Mit Beschwerde vom 9.10.2019 wendet die Bf. dagegen ein, dass die Investitionskosten nicht

in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen seien. Gemal} Punkt IV. des Bestandvertrages vom

9.6.1997 sei vorgesehen, dass die Bauten zum Zeitwert in das Eigentum der Bf. (ibergehen und

die Bf. daher verpflichtet sei, den Zeitwert der Investitionen an die BN zu erstatten.

1.

2.

Die Einbeziehung der Investitionskosten sei daher schon dem Grunde nach unrichtig:
Bei dem gegenstdindlichen Investitionsbetrag zur Verbesserung der Attraktivitét des
Bestandobjektes handelt es sich ausschliefSlich um Investitionen, die untrennbar mit
dem Bestandsobjekt verbunden sind. Eine Ungewissheit hinsichtlich der Ersatzpflicht
liegt sohin nicht vor.

Die Behérde erster Instanz verkannte, dass neben wiederkehrenden Zahlungen zu
erbringende einmalige Leistungen eben nicht schlechthin und ausnahmslos in die
Bemessungsgrundlage der Gebiihr einzubeziehen sind; vielmehr sind einmalige
Leistungen nach der stindigen Rechtsprechung nur dann in die Bemessungsgrundlage
miteinzubeziehen, sofern die einmalige Leistung in einem unmittelbaren Bezug zur
Uberlassung der Bestandsache stehen (vgl. RIS-Justiz VWwGH 24.4.1978, 1610/75 und
VwWGH 7.12.1977, 1005/75; Twardosz, Gebiihrengesetz, § 33 TP 5 Rz 53). Einmalige
Leistungen, die bei unbestimmter Vertragsdauer mit dem vollen Wert in die
Bemessungsgrundlage einzubeziehen sind, liegen gem. § 33 TP 5 Abs. 37 1 GebG

e contrario nur dann vor, wenn nach den Vereinbarungen keine Erstattung erfolgen soll,
wie etwa bei einer Mietvorauszahlung, welche bei vorzeitiger Vertragsauflésung nicht
riickverrechnet wird (vgl. VWGH 14.11.1996, 95/16/0278 und VWGH 29.1.2009,

2008/16/0055).

Jedenfalls sei die Einbeziehung der gesamten Investitionskosten aber der Hohe nach
unrichtig, weil aufgrund des § 33 TP 5 Abs. 3 GebG It. standiger Rechtsprechung

einmalige Leistungen lediglich anteilsmaRig (3/15 = 60.000 €) in die
Bemessungsgrundlage miteinbezogen werden dirften (vgl. Twardosz, Gebiihrengesetz,
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$33TP5Rz 53, VwGH 29.1.2019, 2008/16/0055 und VwGH 19.12.2017, Ra
2017/16/0091).

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 24.10.2019 hat das GVG die Beschwerde als
unbegriindet abgewiesen, weil die Verpflichtung nach Punkt 3. der Zusatzvereinbarung - zur
Verbesserung der Attraktivitat des Standortes Investitionen in Héhe von 300.000 € zu tatigen -
in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Abschluss des Bestandvertrages (iber das
Bestandobjekt stehe und eine Einheit mit der Festlegung des neuen Bestandzinses bilde.

Nach Vertragspunkt IV. des Bestandvertrages vom 9.6.1997 habe die BG das
Entscheidungsrecht, ob die Bauten zum Zeitwert in ihr Eigentum Gbergehen oder ob die
erbrachten Investitionen zur Ganze oder teilweise durch die BN zu entfernen seien. Es werde
weder eine Abldse oder Entschadigung des anteiligen Zeitwertes durch die BG vereinbart, noch
werde Uber eine Amortisationsdauer der Investitionen eine vertragliche Aussage getroffen.
Dadurch wiirden die Investitionen das Schicksal des Bestandentgeltes teilen und seien zur
Ganze der Geblihrenbemessung nach § 33 TP 5 GebG zu unterziehen.

Mit Vorlageantrag vom 30.10.2019 stellt die Bf. den Antrag auf Entscheidung tber die
Beschwerde durch das BFG, weil es fiir sie nicht nachvollziehbar sei, warum das GVG trotz
Punkt IV. des Bestandvertrages falschlicherweise davon ausgegangen sei, dass weder eine
Abldse noch eine Entschadigung des anteiligen Zeitwertes vereinbart worden sei.

Am 3.12.2019 hat das GVG die Beschwerde vorgelegt.

BFG Verfahren

Mit Beschluss vom 18.6.2020 hat das BFG Fragen zum Eigentum an der WaschstralRe, zu den
Investitionen und zur Ablose gestellt und die Vorlage allfélliger erganzender Schriftstlicke
erbeten.

Die Bf. hat daraufhin mit Schreiben vom 9.7.2020 unter anderem mitgeteilt, dass neben dem
Bestandvertrag vom 15.5.1997 sowie der Zusatzvereinbarung vom 7.12.2015 keine weiteren
schriftlichen Vereinbarungen existieren. Das zivilrechtliche Eigentum der BN an der
WaschstraBe ergabe sich insbesondere aus Vertragspunkt IV. und daraus, dass der Wert der
WaschstraBe wesentlich iber deren Entfernungskosten hinausgehe und die BN fiir den Fall der
Verdullerung der Waschanlage der BG ein Vorkaufsrecht einrdumt. Die BN habe Investitionen
in Hohe von 261.800 € getatigt ("Waschhalle innen/auBen, Installationen (Wasser/Elektro),
Heizung, Maschine, Werbemittel, Lairmschutzwand“). Der Zeitwert misste allenfalls unter
Beiziehung eines Sachverstandigen festgestellt werden.

Mit einem weiteren Vorhalt vom 21.7.2020 hat das BFG Fragen betreffend Zweck und
Zustandekommen des Punkt 3. der Zusatzvereinbarung gestellt, welche die Bf. sinngemal
dahingehend beantwortet hat, dass die BG den Klindigungsverzicht verlangert habe, damit die
Investitionen fiir die BN auch wirtschaftlich rentabel waren. Es habe ein beiderseitiges
Interesse am Fortbetrieb einer (gepflegten) WaschstraBe bestanden und die Zinshohe sei
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unabhdngig von den Investitionen ausschlielllich vom Wert der Liegenschaft ausgemessen
worden.

»Damit die BN die Investitionen wirtschaftlich darstellen kann, hat sie einen Iéingeren
Kiindigungsverzicht seitens der BG benétigt, ansonsten hditte die Bestandgeberin investiert und
bereits zehn Jahre spdter rdumen miissen.”

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Rechtsgrundlagen

GemaR § 33 TP 5 Z 1 GebG unterliegen Bestandvertrage (§§ 1090 ff. ABGB) und sonstige
Vertrage, wodurch jemand den Gebrauch einer unverbrauchbaren Sache auf eine gewisse Zeit

und gegen einen bestimmten Preis erhalt, im allgemeinen einer Gebihr von 1 v.H. nach dem
Wert.
Bei unbestimmter Vertragsdauer sind nach § 33 TP 5 Abs. 3 GebG die wiederkehrenden

Leistungen mit dem Dreifachen des Jahreswertes zu bewerten, bei bestimmter Vertragsdauer
mit dem dieser Vertragsdauer entsprechenden vervielfachten Jahreswert, héchstens jedoch
dem Achtzehnfachen des Jahreswertes.

GemaR § 17 Abs. 1 GebG ist fiir die Festsetzung der Geblihren der Inhalt der iber das
Rechtsgeschaft errichteten Schrift (Urkunde) maBgebend. Zum Urkundeninhalt zahlt auch der

Inhalt von Schriften, der durch Bezugnahme zum rechtsgeschéftlichen Inhalt gemacht wird.

2. Rechtliche Beurteilung

Einziger Streitpunkt im gegenstandlichen Fall ist die Frage, ob die vertraglich vereinbarten
Investitionskosten der BN in Hohe von 300.000 € gemaR Punkt 3. der Zusatzvereinbarung zur
Ganze oder allenfalls teilweise in die Bemessungsgrundlage fiir die Gebihr mit einzubeziehen
sind.

Nach standiger Rechtsprechung zahlen zum "Wert", von dem die Geblihr fiir Bestandvertrage
zu berechnen ist, alle Leistungen, zu deren Erbringung sich der BN verpflichtet hat, um in den
Genuss der Gebrauchsrechte an der Bestandsache zu gelangen.

Als ,,Wert”, von dem die Geblihr fiir Bestandvertrdge zu berechnen ist, ist der Preis (die
Leistungen, die der BN fiir die Uberlassung der Sache zum Gebrauch zu erbringen hat)
anzusehen (VwGH vom 8.2.1973, 0622/71).

Zum Bestandentgelt gehoren auch Leistungen, zu denen sich der BN fir das Bestandobjekt
verpflichtet hat und die entweder gleich bei ihrer Ausfliihrung oder spater bei Losung des
Bestandverhaltnisses entschadigungslos in das Eigentum des BG fallen oder darin ohne
Ersatzleistung an den BN verbleiben, wie z.B. Errichtungen baulicher Art, auch Neu-, Um- und
Zubauten. Die auf Grund des Bestandvertrages zu tatigenden Investitionen sind Teil des
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Preises, der fiir die Uberlassung des Gebrauches des Bestandobjektes zu leisten war (vgl.
Fellner, Stempel- und Rechtsgebiihren, Rz 91 zu § 33 TP 5 GebG).

Weil es grundsatzlich zu den Pflichten des BG gehort, dem BN die Sache in jenem Zustande zu
Ubergeben, der den ordentlichen Gebrauch erlaubt, gehtren insbesondere Aufwendungen
eigener Mittel des BN, mit denen ein geeigneter Bestandgegenstand entschadigungslos erst
geschaffen bzw. ein gebrauchsfahiger Zustand hergestellt wird, zum ,,Preis” (vgl. VWGH vom
22.2.1968, 1176/67 und VWGH vom 20.8.1996, 93/16/0097).

Wesentlich fiir die Einbeziehung einer Leistung in die Bemessungsgrundlage ist, dass ein
wirtschaftlicher Zusammenhang zur Uberlassung der Bestandsache besteht (vgl. Fellner, aaO,
Rz 77 zu § 33 TP 5 GebG).

Das GVG begriindet seinen Bescheid mit einer Investitionspflicht der BN, welche in
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Abschluss des Bestandvertrages stehe und eine
Einheit mit der Festlegung des neuen Bestandzinses bilde.

Im gegenstandlichen Fall ist allerdings fraglich, ob sich die BN zur gegenstandlichen Investition
zur Verbesserung der Attraktivitat des Standortes tatsachlich verpflichtet hat, oder ob die BN
dadurch, dass sie diese ,tatigen wird“, lediglich berechtigt wurde. Sind die getatigten
Investitionen Vertragszweck aber keine (klagbare) Pflicht, so kommt eine Einbeziehung der
Investitionskosten nicht in Betracht.

Dies kommt sehr deutlich in dem Erkenntnis (verstarkter Senat) des VwWGH vom 8.2.1973,
0622/71, zum Ausdruck:

Aus dem strittigen Vertrag geht nun zweifelsfrei hervor, daf8 der Beschwerdefiihrer auf eigene
Kosten zur Errichtung der Tiefgarage samt Nebenbetrieben auf dem ihm zur Benutzung
liberlassenen Grundstiick verpflichtet war. Das erhellt aus § 6 des Vertrags, in dem festgehalten
wurde, dafd der Beschwerdefiihrer berechtigt und verpflichtet ist auf dem Bestandgegenstand
das vom Stadtsenat und vom Gemeinderat ... genehmigte Projekt auszufiihren. Diese
vertraglich iibernommene Verpflichtung war also Voraussetzung dafiir, dafs dem
Beschwerdefiihrer die Bestandrechte liberhaupt libertragen wurden. ... Der
streitgegenstdndliche Vertrag IdfSt deutlich erkennen, daf$ die Errichtung dieser Baulichkeiten
nicht blofler Vertragszweck, sondern zugleich auch Gegenstand der Leistungen des
Beschwerdefiihrers war, die die Stadtgemeinde auch im Klageweg durchsetzen hditte kénnen
(vgl. § 4 des Vertrags). ... Der Beschwerdefiihrer iibersieht, dafs nach der Rechtsprechung des
VWGH im Fall einer vertraglichen Verpflichtung zu bestimmten Investitionen die Kosten
derselben in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen sind.

In diesem Sinn hat die BN nach dem Bestandvertrag aus dem Jahr 1997 lediglich eine
Grundstuicks(teil)fliche von ca. 1000 m? in Bestand genommen, welche ,,eine unbebaute
unbefestigte eingeebnete Beschaffenheit aufweist”, Die Flache sollte dem ,,Zwecke der
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Errichtung und Betreibung einer Waschstrafse” dienen. Bestandgegenstand war und ist daher
die unbebaute Grundsticksflache, was auch im Einklang mit der Hohe des Bestandzinses (1997
umgerechnet rd. 1.800 € brutto, nunmehr 2.250 €) steht. Die WaschstralRe befindet sich als
Superadifikat im Eigentum der BN (flr welches ein zeitlich begrenztes Benilitzungsrecht an der
Liegenschaft unabdingbare Voraussetzung ist). Die BN héatte die gegenstandliche Sanierung der
ihr gehorigen WaschstralRe jedenfalls auch ohne Zustimmung der Bf. vornehmen dirfen. Die
BN hatte schon im Jahr 1997 die Gesamtkosten fiir die Errichtung der Waschanlage zu tragen.
Damals hat die Abgabenbehorde die Errichtungskosten nicht in die Geblihrenbemessung
einbezogen.

In der Zusatzvereinbarung von 2015 vereinbaren BG und BN nunmehr in 3 unabhangigen,
locker aneinandergereihten Vertragspunkten 1. eine Erhohung des Bestandzinses, 2. einen
weiteren Kiindigungsverzicht und 3. die Investitionen der BN. Der reine Wortlaut der
Vereinbarung lasst nach Ansicht des BFG keine unbedingte Verpflichtung zu Investitionen
erkennen bzw. bewirkt die gemeinsame Aufzahlung im Text noch keine Einheit von neuem,
erhéhtem Bestandzins und den von der BN beabsichtigten Investitionen. Auch wenn die
konkrete Ausgestaltung der Zusatzvereinbarung Vorteile fir beide Vertragspartner ergeben
hat, kann von einer Investitionsverpflichtung der BN, im Sinne einer synallagmatischen
Verbindung zwischen Bestandrecht und Investition, nicht gesprochen werden, vielmehr waren
die von der BN beabsichtigten Investitionen nach den Angaben der Bf. lediglich das Motiv bzw.
der AnstoR flr die Verldangerung ihres Kiindigungsverzichtes.

Mogen auch beide Vertragsteile Interesse an einer Verbesserung der Attraktivitat des
Standortes gehabt haben, so ist unbestreitbar, dass die wesentlichen Investitionen der BN
primar das Superadifikat an sich (Waschhalle, Installationen, Heizung, Maschine) betreffen. Die
BN nimmt damit aber nicht Investitionen in den Bestandgegenstand (unbebautes Grundsttick),
sondern in das ihr gehorige - rechtlich getrennte - Superadifikat vor.

Sind Investitionen nicht flir ein Objekt, das Gegenstand des Bestandvertrages ist, zu leisten,
sondern fiir ein Objekt, welches im Eigentum des BN verbleibt, fallen diese Kosten nicht in die
Bemessungsgrundlage fiir die Bestandvertragsgeblihr. Diese Kosten sind weder an den BG zu
leisten noch wirken sich diese Kosten im Vermégen des BG aus. Auch im gegenstdndlichen Fall
wirken sich die Kosten der Errichtung des Superddifikates nicht im Vermdgen der Verpdchter
aus, da das Superddifikat im Eigentum der Pdchterin verbleibt. Da sich die Investitionskosten fiir
das Superddifikat nicht im Vermégen der Verpdchter auswirken, sondern nur im Vermégen der
Pdichterin, kénnen diese Kosten nicht in die Bemessungsgrundlage fiir die
Bestandvertragsgebiihr einbezogen werden (BFG 30.4.2015, RV/7102437/2011).

Nicht zuletzt spricht gegen die Einbeziehung der Investitionen in den ,,Preis” auch der
wirtschaftliche Aspekt, dass diese nach Aussage der Bf. und in Anbetracht der Zinshéhe keinen
Eingang in die neue, erhohte Ausmessung des Bestandentgeltes gefunden haben.
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Zu dem Beschwerdevorbringen, dass keine Erstattung vereinbart worden sei, ist anzumerken,
dass sich das Wahlrecht der Bf. im Punkt IV., welches - fir den Fall der Beendigung des
Bestandvertrages - zwischen Entfernung des Superadifikates oder Heimfall besteht, an die
allgemein glltigen Regelungen des Zivilrechtes anlehnt, wonach der Eigentlimer eines
Superadifiktes das Bauwerk auf Verlangen des Grundeigentliimers beseitigen muss, sofern er es
nicht aufgrund einer besonderen Abrede auf den Grundeigentliimer zu (ibertragen hat.
Bereicherungsrechtlich hatte die Bf. sodann einen ihr zufallenden Vorteil zu vergiliten. Dem
Einwand der Bf., dass sie bei Vertragsbeendigung verpflichtet sei, den Zeitwert der
Investitionen an die BN zu erstatten, kommt daher Berechtigung zu.

Die Investitionskosten sind daher nicht Teil der Bemessungsgrundlage und war daher die
Geblihr spruchgemal’ zu vermindern.

3. Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Diese Voraussetzungen treffen im gegenstandlichen Fall nicht zu, da die Entscheidung im
Einklang mit der angesprochenen Literatur und der zitierten Judikatur des VWGH erfolgt ist,
sodass keine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung aufgeworfen wurde.

8von 8



	Entscheidungsgründe
	I. Sachverhalt und Verfahrensgang
	Bestandvertrag 1997
	Zusatzvereinbarung 2015
	Erstinstanzliches Verfahren
	BFG Verfahren

	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Rechtsgrundlagen
	2. Rechtliche Beurteilung
	3. Revision



